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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Energieeinsparungsgesetzes 


A. Zielsetzung 

Die energiepolitischen Abhängigkeiten der Bundesrepublik sind 
in letzter Zeit in besonderem Maße deutlich geworden. Die Bun- 
desregierung wirkt dem durch verstärkte Energieeinsparungs- 
maßnahmen entgegen. Das Bundeskabinett hat am 16. Mai 1979 
entsprechende Beschlüsse gefaßt. Der Verringerung des Ener- 
giebedarfs für die Gebäudeheizung, der mit 40 v. H. am gesam- 
ten Endenergiebedarf der Bundesrepublik beteiligt ist, kommt 
dabei besondere Bedeutung zu. Da der Ölanteil bei der Ge- 
bäudeheizung über 50 v. H. beträgt, kann hier auch ein wichti- 
ger Beitrag zur Verringerung unserer Ölabhängigkeit geleistet 
werden, über die bisherigen Regelungen hinaus sind daher 
folgende gesetzliche Maßnahmen im Bereich Gebäudeheizung 
erforderlich: 

a) Die Einführung der verbrauchsabhängigen Abrechnung von 
Heizkosten für nicht preisgebundene Mietwohnungen, 
Eigentumswohnungen und gewerblich genutzte Räume mit 
mehreren Wirtschaftseinheiten. 

b) Die Festlegung begrenzter Anforderungen an den Wärme- 
schutz in bestehenden Gebäuden und an bestehende hei- 
zungstechnische Anlagen. 


B. Lösung 

Die gesetzliche Ermächtigung für die vorgesehenen Anforde- 
rungen ist wegen des engen Sachzusammenhangs mit den be- 
reits bestehenden Regelungen des Energieeinsparungsgesetzes 
vom 22. Juli 1976 (BGBl. I S. 1873) dort aufzunehmen. Auf die- 
ser Grundlage werden sodann Rechtsverordnungen zu erlassen 
sein. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Änderung des zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
ermächtigenden Energieeinsparungsgesetzes entstehen keine 
Kosten. Erst nach Inkrafttreten der Rechtsverordnungen ent- 
stehen bei Bund, Ländern und Gemeinden für deren Gebäude- 
bestand zusätzliche Investitionskosten. Durch die energiespa- 
renden Investitionen werden jedoch die Heizungskosten dauer- 
haft gesenkt. Soweit es sich um vermietete Gebäude handelt, 
können diese Kosten grundsätzlich in den Mieten weitergege- 
ben werden. Die Ausgestaltung der Rechtsverordnungen soll 
so erfolgen, daß zusätzliche Verwaltungskosten vermieden 
werden. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 12. November 1979 

14 (42) —630 01 — En 46/79 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Ersten Gesetzes zur Änderung des Energieeinsparungsgesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern für Wirtschaft und für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 477. Sitzung am 28. September 1979 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der An- 
lage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Energieeinsparungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Energieeinsparungsgesetzes 

Das Energieeinsparungsgesetz von 22. Juli 1976 
(BGBL I S. 1873) wird wie folgt geändert: 

1. Es wird folgender § 3 a eingefügt: 

»§ 3 a 

Verteilung der Betriebskosten 
entsprechend dem Verbrauch 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates vorzuschreiben, daß 

1. der Energieverbrauch der Benutzer von hei- 
zungs- oder raumlufttechnischen oder der 
Versorgung mit Brauchwasser dienenden ge- 
meinschaftlichen Anlagen oder Einrichtungen 
erfaßt wird, 

2. die Betriebskosten dieser Anlagen oder Ein- 
richtungen so auf die Benutzer zu verteilen 
sind, daß dem Energieverbrauch der Benut- 
zer Rechnung getragen wird, 

(2) In der Rechtsverordnung kann die Erfas- 
sung und Kostenverteilung abweichend von Ver- 
einbarungen der Benutzer und von Vorschriften 
des Wohnungseigentumsgesetzes geregelt und 
näher bestimmt werden, wie sich diese Rege- 
lung auf die Rechtsverhältnisse zwischen den 
Beteiligten auswirkt." 


2. § 4 erhält folgende Überschrift: 

„Sonderregelungen und Anforderungen 
an bestehende Gebäude" 

3. § 4 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates zu bestimmen, daß für bestehende 
Gebäude, Anlagen oder Einrichtungen einzelne 
Anforderungen nach §§ 1, 2 Abs. 1 und 2 und 
§ 4 Abs. 1 gestellt werden können, wenn die 
Maßnahmen generell zu einer wesentlichen Ver- 
minderung der Energieverluste beitragen und 
die Aufwendungen durch die eintretenden Ein- 
sparungen innerhalb angemessener Fristen er- 
wirtschaftet werden können." 

4. § 7 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) In Rechtsverordnungen nach § 4 Abs. 3 
kann vorgesehen werden, daß die Überwachung 
ihrer Einhaltung entfällt." 

Artikel 2 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


4 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3348 


Begründung 


Allgemeiner Teil 

Die Bundesregierung hat die zentrale Bedeutung 
der Energieeinsparung in der Zweiten Fortschrei- 
bung des Energieprogrammes vom 14. Dezember 
1977 und in ihren Beschlüssen vom 16. Mai 1979 
(„Kontinuierliche Energiepolitik und verstärktes 
Sparen") hervorgehoben. Ein besonders wirksamer 
Ansatzpunkt für Einsparbemühungen liegt im Ge- 
bäudebereich. Ca. 40 V. bl. des gesamten Endenergie- 
verbrauchs in der Bundesrepublik geht in den Sek- 
tor Gebäudeheizung. Da der Ölanteil bei der Ge- 
bäudeheizung über 50 v. H. beträgt, kann hier auch 
ein besonders wichtiger Beitrag zur Reduzierung 
der Ölabhängigkeit geleistet werden. 

Die Bundesregierung ist daher in diesem Bereich 
bereits durch Einführung gesetzlicher Auflagen ins- 
besondere bei Neubauten und durch Förderpro- 
gramme für heizenergiesparende Investitionen tätig 
geworden. 

Zur weiteren Ausschöpfung des hier bestehenden 
Einsparpotentials soll mit diesem Anderungsgesetz 
die Ermächtigungsgrundlage für die Regelung zu- 
sätzlicher Maßnahmen geschaffen werden. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Energieeinsparungs- 
gesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 3 a) 

Mit dieser Vorschrift wird die Einführung der ver- 
brauchsabhängigen Abrechnung der Betriebskosten 
von heizungs- oder raumlufttechnischen oder der 
Versorgung mit Brauchwasser dienenden gemein- 
schaftlichen Anlagen für nicht preisgebundene Miet- 
wohnungen, Eigentumswohnungen und gewerblich 
genutzte Räume mit mehreren Wirtschaftseinheiten 
ermöglicht. Für den öffentlich geförderten Miet- 
wohnungsbau ist die verbrauchsabhängige Abrech- 
nung seit dem 1. Juli 1979 durch die Änderung der 
Neubaumietenverordnung vom 22. Juni 1979 (BGBl. I 
S. 711) mit übergangsfristen bereits eingeführt. Die 
verbrauchsabhängige Abrechnung der Heizkosten 
ist ein wesentlicher Anreiz für energiesparendes 
Verhalten der Nutzer. Sie kann nach empirisch be- 
legten Untersuchungen den Heizenergieverbrauch 
um durchschnittlich 20 v. H. verringern. Bisher wird 
lediglich in begrenztem Umfang auf Grund privat- 
rechtlicher Vereinbarungen eine solche Abrechnung 
vorgenommen. Ansonsten erfolgt sie durch Umle- 
gung nach verbrauchsunabhängigen Kriterien, ins- 
besondere nach der Wohnfläche. 

Nach § 2 Abs. 2 und 3 des Energieeinsparungsge- 
setzes kann bereits die meßtechnische Ausstattung 


zur Erfassung des Energieverbrauchs vorgeschrie- 
ben werden. Diese Ermächtigung bedarf der in § 3 a 
Abs. 1 Nr. 1 und 2 enthaltenen Ergänzung, um nicht 
nur die technische Einrichtung, sondern auch deren 
Nutzung durch verbrauchsabhängige Abrechnungs- 
verfahren vorschreiben zu können; dies setzt zu- 
nächst eine verbrauchsabhängige Erfassung (Ab- 
lesen) und sodann die entsprechende Verteilung 
der entstandenen Gesamtkosten auf die einzelnen 
Nutzer voraus. Die Regelung wird auf bestehende 
und zukünftig zu vereinbarende Mietverhältnisse 
und Eigentümerbeziehungen (bei Wohnungseigen- 
tum) anwendbar sein. Absatz 2 stellt wegen der be- 
sonderen Bedeutung der Kostenverteilung ausdrück- 
lich klar, daß in der zu erlassenden Rechtsverordnung 
verbindliche Regelungen getroffen werden können, 
die von Vereinbarungen in bestehenden Mietver- 
trägen oder Bestimmungen des Wohnungseigen- 
tumsgesetzes abweichen. 

Die Art der meßtechnischen Ausstattung soll nicht 
vorgeschrieben werden. Die Auswahl unter den ver- 
schiedenen angebotenen Geräten (u. a. Heizkosten- 
verteiler nach dem Verdunstungsprinzip, Geräte 
auf elektronischer Basis, Wärmemengenzähler) wird 
dem Hauseigentümer überlassen bleiben. 

Ein Teil der anfallenden Kosten wird in der Regel 
auch weiterhin nach einem verbrauchsunabhängigen 
Maßstab abzurechnen sein; dies entspricht den Ge- 
gebenheiten des Heizungsbetriebs, bei dem ein Teil 
dieser Kosten unabhängig von der individuellen 
Nutzung entsteht. 

Der notwendige finanzielle Aufwand für die meß- 
technische Ausstattung, die Ablesung und Ver- 
rechnung wird generell durch die erzielte Energie- 
einsparung erwirtschaftet. Die Regelung entspricht 
daher den Anforderungen des § 5 des Energieein- 
sparungsgesetzes. Soweit es aus wirtschaftlichen 
oder technischen Gründen erforderlich ist, werden 
in der Verordnung Ausnahmeregelungen aufzuneh- 
men sein. Im übrigen werden angemessene über- 
gangsfristen vorzusehen sein. 

Zu Nummer 2 (§ 4 Überschrift) 

Die Ergänzung der Überschrift berücksichtigt die 
in § 4 Abs. 3 aufgenommene Erweiterung des Rege- 
lungsbereichs von § 4. 

Zu Nummer 3 (§ 4 Abs. 3) 

Gesetzliche Anforderungen an Wärmeschutz und 
Heizungsanlagentechnik bestehen bereits für zu er- 
richtende Gebäude (Wärmeschutz-Vö, Heizungs- 
anlagen-VÖ). Zwar ist es bei bestehenden Gebäu- 
den technisch schwieriger, einen verbesserten bau- 
lichen Wärmeschutz und energiesparende Hei- 
zungsanlagentechnik nachträglich einzubauen; der 
Aufwand liegt im allgemeinen höher als bei der 
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Errichtung von Gebäuden; die Vielfalt des Gebäude- 
bestandes erschwert generelle Regelungen. Dennoch 
gibt die veränderte Energiesituation Anlaß, den Ver- 
ordnungsgeber zu ermächtigen, energiesparende In- 
vestitionen auch im Gebäudebestand vorschreiben 
zu können. 

Wie bei zu errichtenden Gebäuden müssen auch hier 
die Anforderungen wirtschaftlich vertretbar sein, 
d. h. die erforderlichen Aufwendungen müssen ge- 
nerell durch die eintretenden Energieeinsparungen 
erwirtschaftet werden können. Um Härten zu ver- 
meiden, die trotz langfristiger Wirtschaftlichkeit 
von Maßnahmen bei der Aufbringung von teilweise 
erheblichen Investitionsmitteln auftreten können, 
sind bei Anforderungen an den Gebäudebestand 
Zusatzkriterien erforderlich, die über den Wirt- 
schaftlichkeitsgrundsatz des § 5 Abs. 1 EnEG hin- 
ausreichen und die Zumutbarkeit konkretisieren. 
Die zu stellenden Anforderungen sollen daher eine 
wesentliche Verminderung der Energieverluste be- 
wirken; der erforderliche Aufwand soll innerhalb 
angemessener Fristen erwirtschaftet werden kön- 
nen. Unter Berücksichtigung dieser Voraussetzungen 
können insbesondere Maßnahmen der Heizungsan- 
lagentechnik ähnlich wie bei zu errichtenden Ge- 
bäuden gefordert werden. Dagegen werden bei 
nachträglicher Verbesserung der Wärmedämmung 
nicht so weitreichende und umfassende Anforde- 
rungen wie bei der Errichtung von Gebäuden zu 
stellen sein. 

Die Investitionen können zu Erhöhungen der Mie- 
ten u. a. im Rahmen des Miethöhengesetzes führen. 
Dem steht die Senkung der Heizungskosten gegen- 
über. 


Grundsätzlich werden Maßnahmen im Gebäudebe- 
stand längere übergangsfristen notwendig machen. 
Dabei werden auch die Kapazitäten im Ausbauge- 
werbe zu berücksichtigen sein. 

Die außerordentlich unterschiedliche Bausubstanz 
im Gebäudebestand macht es erforderlich, daß Aus- 
nahmetatbestände in die zu erlassenden Verordnun- 
gen aufgenommen werden. 

Zu Nummer 4 (§ 7 Abs. 6) 

Die Vorschrift eröffnet die Möglichkeit, auf eine 
behördliche Überwachung der Anforderungen nach 
§ 4 Abs. 3 zu verzichten. Zusätzlicher Verwaltungs- 
aufwand kann daher vermieden werden. Anderer- 
seits wird damit die Wirksamkeit zukünftiger Rege- 
lungen aber nicht in Frage gestellt. Bei den auf 
der Grundlage des § 4 Abs. 3 zu erlassenden Rege- 
lungen dürfte bereits in der Wirkung auf die Öffent- 
lichkeit eine weitgehende Sicherheit für den Voll- 
zug liegen. Mieter dringen schon heute vielfach 
gegenüber Hauseigentümern auf Maßnahmen zur 
Verringerung von Heizkosten. Eigentümer von 
eigengenutzten Gebäuden werden die ihnen vom 
Gesetzgeber vorgezeichneten Maßnahmen als Mit- 
tel zur Begrenzung von Energiekosten weitgehend 
auf Grund eigener Initiative vornehmen. Der beson- 
dere Aufwand für eine Überwachung erscheint da- 
her aus gegenwärtiger Sicht in der Regel nicht ge- 
rechtfertigt. 


Zu Artikel 2 (Berlin-Klausel) 

Die Berlin-Klausel hat die übliche Fassung. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 Nr. 1 (§ 3 a) 

a) Der Bundesrat geht davon aus, daß beim Er- 
laß der Rechtsverordnung die Umlageschlüs- 
sel im preisgebundenen und nicht preisge- 
bundenen Wohnungsbau harmonisiert wer- 
den. Dabei müssen angemessene Ubergangs- 
fristen vorgesehen werden. 

Die Harmonisierung ist notwendig, um dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz im preisgebun- 
denen und nicht preisgebundenen Wohnungs- 
bau zu entsprechen. Zudem ist sie geboten, 
um Ungerechtigkeiten, die ihre Ursache in 
technischen und bauphysikalischen Sachver- 
halten haben, wie Ungenauigkeit der Meß- 
geräte, unterschiedliche Wärmedämmung der 
Wohnungstrennwände, bei den einzelnen 
Nutzern zu vermeiden. 

b) In § 3 a ist nach Absatz 1 folgender Absatz 1 a 
einzufügen: 

„(1 a) In der Rechtsverordnung kann be- 
stimmt werden, daß der Benutzer berechtigt 
ist, die Zahlung der Betriebskosten dem Be- 
treiber der Anlage gegenüber zu verweigern, 
falls die Aufteilung der Betriebskosten auf 
die einzelnen Benutzer nicht gemäß Absatz 1 
erfolgt ist." 

Begründung 

Da eine behördliche Überwachung nur mit 
erheblichem Verwaltungsaufwand durchführ- 
bar ist, muß auf die Eigeninitiative von Mie- 
tern bzw. Wohnungseigentümern (innerhalb 
einer Wohnungseigentümergemeinschaft) zu- 
rückgegriffen werden. 

Die Anwendung der Norm sollte durch zivil- 
rechtliche Sanktionierung gesichert werden. 

2. Artikel 1 Nr. 2 und 3 (§ 4) 

In Artikel 1 sind die Nummern 2 und 3 zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Erfüllung von Anforderungen an den Wär- 
meschutz und die Heizanlagentechnik, die für 
bestehende Gebäude, Anlagen oder Einrichtun- 
gen nachträglich gestellt werden, könnten nicht 
mit einem vertretbaren Verwaltungsaufwand 
überwacht werden. Artikel 1 Nr. 4 des Entwurfs 
sieht daher mit Recht vor, in § 7 einen Absatz 6 
einzufügen, nach dem in einer Rechtsverordnung 
vorgesehen werden kann, daß die Überwachung 
entfällt. Wenn eine Überwachung unterbleiben 
muß, erscheint es aber gar nicht sinnvoll und 


notwendig, durch Rechtssatz für bestehende Ge- 
bäude noch nachträgliche Anforderungen zu 
stellen. Im übrigen bestünde die Gefahr, daß mit 
einer Regelung durch Rechtssatz ein Rechtsan- 
spruch auf Förderung der nachträglichen Ver- 
besserung des Wärmeschutzes und der Heiz- 
anlagentechnik begründet würde; angesichts der 
Knappheit an öffentlichen Förderungsmitteln 
sollte der Gesetzgeber aber dieses Risiko meiden. 


3. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7) 

Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) § 7 erhält folgende Überschrift: 

„Vollzug und Überwachung" 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Landesregierungen oder die 
von ihnen ermächtigten Obersten Lan- 
desbehörden bestimmen die zuständigen 
Stellen für den Vollzug und die Überwa- 
chung der in den Rechtsverordnungen 
nach den §§ 1 bis 3 und § 4 festgesetzten 
Anforderungen, soweit die Erfüllung die- 
ser Anforderungen nicht schon nach an- 
deren Rechtsvorschriften im erforderlichen 
Umfang überwacht wird."' 

Begründung 

1. Nach der Streichung der Nummern 2 und 3 
in Artikel 1 entfällt der bisherige § 7 Abs. 6. 
Die in § 7 Abs. 1 Energieeinsparungsgesetz 
statuierte Uberwachungspflicht muß auch für 
die Verordnung nach § 3 a des Gesetzentwurfs 
entfallen. 

Bereits bei der Wärmeschützverordnung und 
der Heizungsanlagen-Verordnung hat sich ge- 
zeigt, daß eine wirksame Verwaltungskon- 
trolle kaum oder nur unter großen Schwierig- 
keiten vorgenommen werden kann, obwohl 
das Baugenehmigungsverfahren, soweit nicht 
eine Freistellung vorliegt, einen Ansatzpunkt 
für eine Überwachung bietet. Sehr viel 
schwieriger ist die Uberwachungsmöglichkeit 
hinsichtlich der geplanten Verordnung nach 
§ 3 a des Gesetzentwurfs, weil hier ein Ge- 
nehmigungsverfahren als Einstieg für eine 
Kontrolle nicht gegeben ist. Zur Durchfüh- 
rung einer wirksamen behördlichen Überwa- 
chung wären die zuständigen Stellen ge- 
zwungen, straßenweise Bestandsaufnahmen 
vorzunehmen und dann gegebenenfalls ent- 
sprechende Verwaltungsverfahren durchzu- 
führen. Schon im Hinblick auf das fehlende 
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Personal kann eine solche Überwachung von 
der Verwaltung nicht geleistet werden. Auch 
soweit eine Einschaltung Dritter in das Über- 
wachungsverfahren möglich sein sollte, wäre 
immer noch — im Hinblick auf Stichproben- 
kontrollen, Verwaltungs-, Widerspruchs- und 
Klageverfahren sowie Anerkennung und 
Überwachung dieser Dritten — ein unver- 
hältnismäßig hoher Überwachungsaufwand 
bei den zuständigen Stellen erforderlich. 

Das Entfallen einer Überwachungspflicht für 
die Rechtsverordnung nach § 3 a EnEG mit 
der Folge, daß nur noch eine Überwachungs- 
kompetenz besteht, erscheint im Hinblick auf 
die Wirksamkeit der künftigen Regelungen 
vertretbar. Insoweit wird auf die Begründung 
der Vorlage zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 7 Abs. 6 
EnEG) Bezug genommen, die auch für die 
Rechtsverordnung nach § 3 a dieses Entwurfs 
zutrifft. 

2. In § 7 Abs. 2 und 3 werden die Landesregie- 
rungen und die Bundesregierung ermächtigt. 


durch Rechtsverordnung die Überwachung 
der in den Rechtsverordnungen nach §§ 1 
bis 3 festgesetzten Anforderungen auf geeig- 
nete Stellen, Fachvereinigungen, oder Sach- 
verständige zu übertragen. § 7 erhält hinge- 
gen keine Ermächtigung zum Erlaß einer 
Verordnung durch die Landesregierungen zur 
Bestimmung der zuständigen Vollzugsbehör- 
den. Nach der derzeitigen Rechtslage sind 
die Länder zum Teil genötigt, die Vollzugs- 
behörden durch Gesetz zu bestimmen (z. B. 
Artikel 77 Bayerische Verfassung). 

Die entsprechende Änderung des Absatzes 1 
soll eine Bestimmung der zuständigen Voll- 
zugsbehörden durch die Länder ohne unange- 
messenen gesetzgeberischen Aufwand ermög- 
lichen. Die Ermächtigungen in den Absätzen 2 
und 3 werden durch die vorgesehene Rege- 
lung nicht berührt. 

Die Ergänzung der Überschrift berücksichtigt 
die in § 7 Abs. 1 aufgenommene Erweiterung 
des Regelungsbereichs von § 7. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


1. Artikel 1 Nr. 1 (§ 3 a) 

Zu a) 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß 
die genannten Regelungen über die verbrauchs- 
abhängige Abrechnung im preisgebundenen und 
nichtpreisgebundenen Wohnungsbau harmoni- 
siert werden sollten. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt 

Bereits nach der Fassung des Regierungsent- 
wurfs können — auch zivilrechtlich zwischen 
den Beteiligten verbindliche — Regelungen über 
die verbrauchsabhängige Abrechnung getroffen 
werden. Durch § 3 a Abs. 2 wird ausdrücklich 
klargestellt, daß auch näher bestimmt werden 
kann, wie die Regelung der Verordnung sich 
auf die Rechtsverhältnisse zwischen den Betei- 
ligten auswirkt. Dies ermöglicht es, die Verord- 
nung so auszugestalten, daß zivilrechtliche For- 
derungen gegenüber den Benutzern nur in einer 
Höhe entstehen, die der in der Verordnung be- 
stimmten Abrechnung entspricht. Der Vorschlag, 
dem Benutzer hier lediglich ein Zahlungsver- 
weigerungsrecht zu gewähren, könnte zu einer 
sachlich nicht gerechtfertigten Einschränkung 
der Gestaltungsmöglichkeiten des Verordnungs- 
gebers führen. 

Auch ohne ausdrückliche Festlegung eines Zah- 
lungsverweigerungsrechts erscheint somit eine 
Überwachung der Anforderungen durch Verwal- 
tungsbehörden entbehrlich. 

2. Artikel 1 Nr. 2 und 3 (§ 4) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die gegenwärtige Energiesituation verlangt bei 
den gestiegenen Heizkosten energiesparende 
Maßnahmen auch bei bestehenden Gebäuden. 
Während durch die Wärmeschutzverordnung 
jährlich nur ca. 400 000 Wohnungen in Neubau- 
ten erfaßt werden, soll durch die Erweiterung 
der Ermächtigungsgrundlage auch das Einspar- 
potential in den bestehenden 24 Millionen Woh- 
nungen erfaßt werden. Es geht dabei um solche 
Maßnahmen, die im Hinblick auf die mit ihnen 
verbundenen Einsparwirkungen wirtschaftlich 
und damit zumutbar sind. Dabei werden an den 
Begriff der Wirtschaftlichkeit strengere Krite- 
rien angelegt, als nach § 5 Abs. 1 des Gesetzes. 
Zuschüsse aus öffentlichen Kassen können an- 
gesichts der gestiegenen Energiepreise künftig 


nicht das einzige Instrument zur Verbesserung 
der Wärmedämmung und der Heizungsanlagen 
in bestehenden Gebäuden bleiben. 

Auch wenn richtig ist, daß wahrscheinlich die 
Erfüllung der an bestehende Gebäude zu stellen- 
den Anforderungen in vielen Fällen nicht mit 
einem vertretbaren Verwaltungsaufwand über- 
wacht werden kann, ist dies kein Grund, auf 
dieses Instrument ganz zu verzichten. Den 
Schwierigkeiten bei der Überwachung ist durch 
den neuen Absatz 6 zu § 7 Rechnung getragen. 
Auch soweit keine Überwachung erfolgt, ist die 
Festlegung von allgemein anerkannten und wirt- 
schaftlich zumutbaren Anforderungen an Wär- 
meschutz und Heizungsanlagen durchaus sinn- 
voll. Vermieter und Mieter bekommen damit 
wichtige Orientierungen für angemessene Maß- 
nahmen der Energieeinsparung bei bestehenden 
Gebäuden. Sie können nach Maßgabe der je- 
weils in Betracht kommenden Vorschriften des 
geltenden Rechts die gesetzlichen Anforderun- 
gen durch Einschaltung der ordentlichen Gerichte 
durchsetzen. 

Eine gleichzeitige finanzielle Förderung der vor- 
geschriebenen Maßnahmen ist grundsätzlich 
nicht vorgesehen. Ein Rechtsanspruch auf fi- 
nanzielle Förderung würde bei Auflagen durch 
Rechtsverordnungen, die dem Ermächtigungs- 
rahmen entsprechen, nicht entstehen. 

3. Artikel 1 Nr. 4 (§ 7) 

Zu a) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Zu b) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Der Än- 
derungsvorschlag des Bundesrats berührt das 
Gesamtkonzept der Überwachung im EnEG. Die 
generelle Überwachungspflicht soll aufgehoben 
werden. Statt dessen wird nur eine Regelung 
über die Festlegung der zur Überwachung zu- 
ständigen Stellen getroffen. Damit würde § 7 
Abs. 2 und 3 EnEG obsolet und müßte ebenfalls 
geändert werden. Die vorgeschlagenen Änderun- 
gen des Energieeinsparungsgesetzes geben je- 
doch keine Veranlassung, das Gesamtkonzept 
der Überwachung zu ändern. 

Soweit in Zukunft auch für bestehende Gebäude 
Anforderungen gestellt werden, ist durch die 
Einführung des § 7 Abs. 6 die Möglichkeit ge- 
schaffen, von der Überwachung der Einhaltung 
der Anforderungen abzusehen. 
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